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_ 2 _.

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Ürteil_des

Landess021algerichts Nordrhein—Westfalen vom 17,

Oktober 1957 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen,},

-G r u n d e

L—
Der Beigeladene R::=5 war bei der Beklagten, einer "Freien

evangelischen Gemeinde" im "Bunde Freier evangelischer Ge—

meinden in Deutschland", von September 1945 bis zum 51° Juli

1955 als Prediger tätig. Er erhielt von der beklagten Gemein—

de Bezüge in Gestalt einer Dienstwohnung und von Barbezügen,

die sich ursprünglich auf monatlich etwa 225‚—— DM, zuletzt

auf etwa 520,—— DM beliefen° Zunächst gingen die beklagte Ge—

meinde und der Beigeladene H:5;: davon aus, daß dieser nicht

versicherungspflichtig sei. R:£t£ entrichtete jedoch als

freiwilliges Mitglied Beiträge zur
Angestelltenversichcrung

(AnV)°

Als im Jahre—1949bei_der klagendenKrankenkasse(KK) Zweifel.
darüber auftauchten, ob die Versicherungsfreiheit des Beige—

ladenen R=;=e Zu Recht angenommen worden sei, setzte sich die

KK mit der Landesversicherungsanstalt.(LVA) Westfalen ins '

- Benehmen. Im Einvernehmen mit dieser sah die klagende KK

den Beigeladenen R5555 nunmehr als versicherungepflichtig an

und forderte.mit Bescheid vom 4. November 1949 die Nachent—
richtung der Beiträge,.soweit sie nicht verjährt

waren, d.h.

vom 1„ Januar 1947 an, und zwar_für die Zeit vom 1‚ Januar
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1949für alleVersicherungszweige, für die Zeit vom1.
April 1948 Eis 51. Mai 1949 —wegen Überschreitung der
damals für die Krankenversicherung (KrV) gültigen Jahres— *1

arbeitsverdiénstgrenze
— nur für die AnV und die Arbeits—

losenvcrsicherung(äbäV)„ Die Beiträge wurden — sowohl

für die Vergangenheit als auch in der Folgezeit f ent—

richtet°

Mit Schreiben vom 14, November 1952 wurde die beklagte

Gemeinde bei der klagénden KK wegen der Versicherungs—

>freiheit des Beigeladenen R:é::-vorstellig, und zWar

unter Berufung auf eine Mitteilung der LVA Westfalen

vom 27. August 1952, in der diese Prediger von Freien

evangelischen Gemeinden als versicherungsfrei ansah,
__

An diesem Standpunkt hielt die LVA in den Erörterungen-.

mit den Beteiligten fest, während der Präsident des

Landesarbeitsamts (LAA)13 Nordrhein—Westfalen zur gegen—
teiligen Auffassung neigte und zur Klärung der Frage

ein Beschlußverfahren nach 5 405 Abs. 2 Reichsversicherungs—

ordnung (EVO) empfahl.
„ _-

' " ‘ ' ' 3*1%" ”.

Dementsprechend beantragte die klagende KK im Augustyf_if_s■

_
1955 vor demVersicherungsamt (VA) Bochumeine Ent— '” f"
scheidung über die Versicherungspflicht des Predigers

_
R:i::° Der Rechtsstreit ist mit Inkrafttreten des So—glm

‘zialgerichtscesetzes (SGG) als Klage auf das Sozial—’

gericht (SG) Bochum übergegangen. In diesem Verfahren

beantragte die klagende KK
_

festzustellen, daß der beigeladene Prediger -'V
R::::-während seiner Tätigkeit vom 1. Januar

_
_

1947 bis Zum 51. Juli 1953 sozialversicherungséiül

pflichtig gewesen sei, _ 9

Die beigeladene Bundesversicherungsanstalt für Ange—-Ä_

_ _
stellte (BfA) trat der Auffassung der Klägerin bei._ßlin '
Sie wies insbesondere darauf hin, daß R:::: kein

_\"Kollektenprediger" gewesen sei, der über den Kollek—

tenertrag habe frei verfügen können, sondern seineJLaw – Gesetze und Urteile
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.Bezüge von der beklagten Gemeinde erhalten habe, die ihrer—'

seits ihren Aufwand aus Spenden finanziert habe, R::zi sei

von seiner Gemeinde persönlich und wirtschaftlich abhängig

gewesen° ' "-

Die beigeladene Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenvsrsicherung (BfArb) hat sich dem Antrag der

Klägerin angeschlosseno

Die beklagte Gemeinde ist der Auffassung, daß ihr Drediger

neich kein Angestellter im Sinne des Sozialversicherungs—

rechts sei° Daß der Bund Freier eVangelischer Gemeinden,

zu dem die beklagte Gemeinde gehöre, Körperschaft des öffent—

lichen Reehts:sei‚ habe für die Frage der Sozialversicherungsl

pflicht der Prediger keine Bedeutung; denn eine Befreiung :

von der Versicherung5pflicht nach @ 169 EVO entfallc schon

deshalb, weil der Bund den Predigern keine Anwartschaft

auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung gewährleiste°

Der Beigeladene R::=ä verrichte seinen Predigerdienst nicht

zum Broterwerb, sondern aus religiösen und sittliehen Be—

weggründeno Er diene der Gemeinde aus freier, jederzeit

abänderbarer Entscheidung, wie auch die Gemeinde jederzeit

auf den Dienst des Predigers Verzichten könne° In der Aus—

gestaltung seines Gottesdienstes und seiner sonstigen Ver—

richtungen im Dienst der Gemeinde sei er frei von jeder
Weisungo Was er tue und warum er es tue, sei in sein Ge—

wissen gestellt° Der Prediger einer Freien evangelischen

Gemeinde sei auch nicht wirtschaftlich von dieser abhängige

Er erhalte keine Vergütung von der Gemeinde, sondern werde

von dieser mit seiner Familie aus sittlichen Gründen unter—

halten° Die Höhe dieses Unterhaltsbeitrags liege nicht von

vornherein fest, sondern riChte sich nach den Familienver—
hältnissen des Predigers einerseits, nach der Leistungs—

fähigkeit der Gemeindeglieder andererseits° Da sich die

monatlichen Spendeneingänge für den Unterhalt des Predigers

in etwa derselben Höhe bewegten, seien auch die Unterhalts—

beiträge für den Prediger nicht allzu großen Schwankungen
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’unterworfen gewesen° — Was die steuerrechtliche Behandlung

der Bezüge eines Predigers betreffe, so seien sie als "Eine

künfte aus selbständiger Arbeit" eigentlich'einkommens—
'

steuerpflichtig. Aus Gründen der Vereinfachung und Arbeits—

ersparnis sei aber in den Lohnsteuerrichtlinien (vgl. LStR

1955 Nr° 19) vorgesehen, daß die Prediger des Bundes Freier

«evangelischer Gemeinden — wie anderer Freikirchen — nicht

zur Einkommensteuer veranlagt werden, sondern
— unter Zu—

erkennung bestimmter Pauschalbeträge — Lohnsteuer zu

entrichten haben„

Das SG hat dem Klageantrag gemäß festgestellt, daß der

Beigeladene Reich während seiner Tätigkeit für die be—
klagte Gemeinde der Versicherungspflicht in der AnV,

KrV undlub■funterlegen habe (Urteil vom
23, Februar 1956)._

Gegen dieses Urteil hat die beklagte Gemeinde Berufung.

eingelegt-mit dem Antrag, 1
_. ‚„ ‚ _ .

unter Abänderung des angefochtenen Urteils
die Klage abzuweisen,

Sie wendet sich vor allem dagegen, daß_das SG persönli—

che und wirtschaftliche Abhängigkeit angenommen hat.

Das SG habe die innerkirchliche Bedeutung des Freiwil—

ligkeitsgrundsatzes verkannt. Das angefochtene Urteil(

habe eine wesenswidrige Verbindung von weltlicher und

kirchlicher Rechtsordnung vorgenommen und diese nach

arbeits— und sozialversicherungsrechtlichen Gesichtspunk—

ten beurteilt° Es verstoße insoweit gegen den in Art.

140 Grundgesetz (GG), Art° 137 Abs. 3 Weimarer Verfassung

(WRV) Verankerten Verfassungsgrundsatz des autonomen
Selbstordnungsrechts der Religionsgemeinschaften9

Aber auch die tatsächliche Ausgestaltung der Tätigkeit

des Predigers R:::: rechtfertige nicht den Schluß auf
_ein Verhältnis persönlicher und wirtschaftlicher Ab—‘}

hängigkeih Rz.—e“:habeüber seine Dienstzeit undderen'
‘Dauer selbst frei zu bestimmen gehabt. Er habe Zeitpunkt
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und Dauer seines Urlaubs nach eigenem Ermessen festlegen

können, und es sei ihm jederzeit unbénommen gewesen, Neben—

tätigkeiten bei anderen Gemeinden auszuübén° Er sei also

keineswegs verpflichtet gewesen, seine ganze Arbeitskraft

in den Dienst der Beklagten zu stellen° Der von ihm bezogene

Unterhaltszuschuß habe nicht als wirtschaftliches Aquivalcnt

und damit als Entgelt für seine qualitativ hochwertige Pre—

digere und SeelSorgertätigkeit angesehen werden können° Aus

diesen Gründen müsse man zu dem Ergebnis kommen, daß der

Prediger Rt:gg.nicht als weisungsgebundener Angestellter in

einem Beschäftigungsverhältnis cegen Entgelt„sondern als

persönlich unabhängiger Selbständiger in einem Treuevcrhält—

nis zu der Beklagten gestanden habe° Er habe sich seinen

Pflichten als Mitglied der Gemeinde, eines nicht rechtsfähi—

gen Vereins, nur in vermehrtem Maße gewidmet° Neben dieser

Mitgliedschaft habe nicht noch ein besOnderes arbeitnchmer—

ähnliches Verhältnis zur Gemeinde bestanden, '

Die klagende KK hat Zurückweisung der Berufung beantragt°

Den gleichen Antrag hat die beigeladene BfArb gestellt„ Aueh

die beigeladene BfA hält die Berufung für unbegründet° Sie

verweist darauf, daß das durch Art, 140 GG, Art° 137 Abso_3

WRV den Kirchen eingeräumte Recht, ihre Angelegenheiten

innerhalb der Schranken der für alle geltenden-Gesetze selb—

ständig zu ordnen, nicht ausschließe, daß diese wie auch

immer gestaltete Ordnung hinsichtlich ihrer sozialversichc—

rungsrechtlichen Folgen nach den zwingenden Vorschriften

des für alle geltenden Sozialversicherungsrdchts beurteilt

werde, Das Dienstverhältnis eines Predigers Zu einer Freien

evangelischen Gemeinde sei durch deren feste, hergebrachte

Ordnung hinreichend deutlich umrissen, so daß eine ins ;
einzelne gehende Festlegung der beiderseitigen Rechte und

Pflichten unnötig gewesen s'ei° Die persönliche Abhängigkeit.

der Prediger werde nicht dadurch ausgeschlossen, daß sie

die Art und Weise ihrer Tätigkeit selbst bestimmen könnten°

Auch Hochschullehrer, leitende Ärzte von Krankenhäusern ucäo

übten, wiewohl_abhängig beschäftigt, ihre Tätigkeit in
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verhältn15mäßig großer Unabhängigkeit aus.
“

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der beklag—

ten Gemeinde zurückgewiesen; die Revision wurde zuge—4

lassen (Urteil vom 17. Oktober 1957)°

Gegen dieses Urteil hat die beklagte Gemeinde Revision

eingelegt mit dem Antrag,
_

.
_

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

und des Urteils des SG Dortmund vom 23. Fe—

bruar 1956 die Klage abzuweisen°

Sie rügt in erster Linie Verletzung des Art. 140 GG i.V.m°

Art° 157 Abs° } WRV. Die hiernach garantierte Autonomie

der Religionsgesellschaften schließe aus, daß die Ge—'

riéhte die innerkirchliche Ordnung einschließlich der

Regelung der dienstrechtlichen Stellung ihrer Prediger

nachprüften. Gerade die Ausgestaltung des geistlichenfz i'

Amtes sei wesentlicher Ausdruck der besonderen kirch—\i„r.'

lichen Anschauung. Mit dem das ganze kirchliche Leben

der Freien evangelischen Gemeinden beherrschenden Grund—

satz der Freiwilligkeit wäre es aber unvereinbar, wenn

ihre Prediger sich in abhängiger Stellung befänden.

Diese Prediger seien nicht "Kleriker" in dem Sinne, daß.

nur sie bestimmte, ihnen vorbehaltene priesterliche

Tätigkeiten ausüben könnten. Sie seien_nichts weiter

als Gemeindemitglieder‚ die Neigung, Fähigkeit und Zeit

hätten,
sich

der Ausübung der jedem Gemeindemitglied,

zustehenden Befugnisse ganz hinzugeben.‚?ür das Be—

‘stehcn eines neben dem Mitgliedschaftsverhältnis be—

stehenden Arbeitsverhältnisses fehle aber jeder Anhalt.

Das LSG habe seine Pflicht zur Sachaufklärung.(ä 105

SGG)_verletzt, weil es keine Feststellungen über den '
> _entschéidenden_Einfluß des Mitgliedechaftsverhältnissés '

'auf das Predigeramt getroffen habe. Auch habe es gegen
5 128 SGG verstoßen, Weil—ee nicht das Gesamtergebnis

des Verfahrens berücksichtigt habe. Die Tätigkeit des
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Predigers R::éi-habe keinen Brwerbszweck verfolgt° Was er für

sich und seine große Familie von der beklagten Gemeinde

erhalten habe, sei nicht vertragliche Gegenleistung, sondern

eine bescheidene Unterhaltsrente gewesen, wie auch die Dienst—v

bezüge der Beamten kein Entgelt für geleistete Dienste,

sondern Alimentation seien,

Auf jeden Fall habe das LSG aber zu Unrecht die Tätigkeit

des Predigers R:f::-als Ausfluß ein-s abhängigen Beschäfti—

gungsverhältnisses gewürdigt. Es habe nur dargelegt, warum

Reich zu seiner Tätigkeit in der beklagten Gemeinde verpflich—

tet gewesen sei und warum keine Schlüsse gegen das Bestehen

einer persönlichen Abhängigkeit gezogen werden könnten. Für

die Annahme eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses sei

aber notwendig, daß ein Unterordnungsverhältnis bestehe. ‘

Insoweit habe das LSG aber gerade festgestellt, daß der

Prediger Rt:i5 keinen direkten Weisungen unterlegen habe,

sondern nur durch die bestehende kirchliche Ordnung und die

Vorstellungen der Gemeindemitglieder über das Mindestmaß

und die grundsätzliche geistliche Richtung seiner Tätigkeit

gebunden gewesen sei"

Die klagende Ortskrankenkasse hat beantragt,

die Revision zurückzußeiseno

Sie macht geltend, für die sozialversicherungsrechtliche

Beurteilung von Beschäftigungsverhältnissen sei von der GC—

staltung der tatsächlichen Verhältnisse auszugehen, Der

Bund Breier evangelischer Gemeinden habe selbst in einer

Bescheinigung vom Jahre 1949 von dem ”in unseren Diensten
}

stehenden" Prediger R:i:ä-gesprochen; auch habe der Kassierer

der beklagten Gemeinde im Jahre-1952.eine Bescheinigung über

'den "Arbeitsverdienst (Barbezüge und Sachbezüge)" des Predi—

gers R:i;i ausgestellt. Auch spreche für das Bestehen eines

abhängigen Arbeitsverhältnisses, daß R:::& eine Dienstwohnung

zur Verfügung gestellt werden sei und daß die Bezüge der

Prediger grundsätzlich als lohnsteuerpflichtig angesehen

würdeno
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'Die beigeladene BfArb hat sich dem Antrag der klagenden'
„

Ortskrankenkasse angeschlossen. Auch die beigeladene BfÄ

hält an ihrer schon bis —her vertretenen Auffassung fest,

daß der Prediger R::::-der Versicherungspflicht zur AnV

unterlegen habe. Sie verweist darauf, daß die Prediger

des Bundes Ev. Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland,

(Baptisten), der mit dem Bund Freier evangelischer Ge—
méinden und anderen Freikirchen zu einer Dachorganisation

{
zusammengeschlossen sei, unstreitig in einem der Sozial—

.
versicherung5pflicht unterliegenden Beschäftigungsver— _

hältnis stünden, nachdem der Hessische Minister für Er—

Ziehung und Volksbildung mit Erlaß vom 20. Juli 1957 '

die Gewährleistungsentscheidung vom 17. Februar 1957

widerrufen habe.

II.

1. Die Feststellungsklage der KK ist zulässig.

Der vorliegende Rechtsstreit war im Zeitpunkt des lnkraft—

tretens des SGG — 1. Januar 1954 « im Beschlußverfahren

nach @405 Abs. 2 EVObeim VA anhängig gewesen.Er ist
in diesem Zeitpunkt _ als Klage (BSG 3, 50, 34) —
auf das SG übergegangen, und zwar als Kläger mit dem

‚Beteiligten, der die Entscheidung nach % 405 Abs. 2

EVO beantragt hatte (BSG 5, Bo, leitsatz Nr. 1).

Diesen Antrag hatte die klagende AOK gestellt. Zu Recht

“haben die Vorinstanzen sie daher als Klägerin ange—
sehen.

Ihre Feste tellungs klage ist nach @ 55 Abs. 1 Nr. 1'

'SGG zulässig. Da es sich nur um die Fortführung eines

„
im Zeitpunkt seiner Einleitung zulässigerweise auf

'Feststellung gerichteten Verfahrens handelt, bedarf

es nicht des sonst für eine Feststellungsklage nach

€ 55 Abs. 1 SGGerforderlichen berechtigten Interesses*
an der baldigen Feststellung (BSG 5, 35; bestätigt
durch Urteil des erkennendcn Senats vom 13. FebruarJLaw – Gesetze und Urteile
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1962 _ 5 BK 13/58 +).

Die klagende KK begehrt die Feststellung, daß der Beige—

ladene Re:fé während seiner Tätigkeit als
Prediger

bei

der beklagten Gemeinde in der Zeit vom 1° Januar 19a?

bis zum 31. Juli 1953 der Versicherungs pilieht in der
l<rV,

AnV und ArblV.unt0rlegen hat.

a) Die Versicherung3pflieht in der AnV und ArblV hängf da—

von ab, daß der Prediger R::::-als Angestellter in der

fraglichen Zeit krankenversicherung ollicltia war 0(ier

der Versicherungspflieht zur KrV nur wegen der Höhe

seines Jahresarbeitsverdienstes (JAV) nicht unterlagen_

hatte (@ 1 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 Nr. 1 Angestelltenver—
sieherungsgesetz +„AVG — idF der Ersten Vereinfachungs—

verordnung, @ 69 Nr. 2 Gesetz über Arb eitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung — AVAVG *
aF)° ‘wäre der

Beigeladene R:::: somit aus anderen Gründen als der

Höhe des JAV nicht krankenversicherungspflichtig ge—

wesen, so stünde damit auch seine Versieherungs frei—

heit in der AnV und in der ArblV—;fosto

Besondere Befreiung Ösgründe liegen nicht vor, nie das

LSG zutreffend festgestellt hat. @ 169 Abs. 1 Satz 2

i.V.m. Satz 1 EVO idF der Ersten Verein7acnunc'verono—

nung kommt schon deshalb nicht zur Anwendung, weil den

Predigern der Freien evangelischen Gemeinden keine
'.Anwartschaft auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenverser—

gung gewährleistet ist. Sie gehören auch nicht zu dem

'in 5 172 Abs. 1 Nr. 6 BVD idF der Ersten Vereinfachungs—

*verordnung aufgeführten Personenkreis.

b) Demnach hängt die Entscheidung über die Frage der Ver—

sieherungspflicht des Beigelédénen R:t:::allein davon

ab, ob er ein Angestellter war‚_der gegen Entgelt be—

schäftigt wurde (@ 165 Abs. 1_Nr; 2, Abs. 2 EVO). Nach

Auffassung der Revision fehlt es schon an der Entgelt—

liehkeit des Fredigerverhältnisses, weil der das lebenJLaw – Gesetze und Urteile
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einer Freien evangelischen Gemeinde beherrschende

'We3enszug die im Gewissen verankerte Freiwilligkeit

der Tätigkeit aller ihrer Gemeindeglieder sei, zu

denen auch die Prediger gehörten; hiernach seien

die Leistungen der Gemeinde an ihren Prediger —
Zurverfügungstellung einer Dienstwohnung und Bar—

leistungen — nach der innerkirchlichen Ordnung

der Gemeinde nicht als Gegenleistung für den Pre—

digerdienst, sondern als ein frei gewährter Unter—

haltsbeitrag anzusehen. Zu Unrecht nimmt die be—

klagte Gemeinde für sich in Anspruch, daß ihre Auf—

fassung über die Rechtsnetur der ihrem Prediger

lgewährten Bezüge als Ausfluß des in Art. 140 GG

i.V.m. Art. 137 Abs. 5 WRV statuierten Selbstbe—

stimmungsrechts der Religionsgesellschaften der

gerichtlichen Nachprüfung entzogen sei. Nach der

genannten Vorschrift ordnet und verwaltet jede Re—

ligionsgesellschaft ihre Angelegenheiten selbständig

innerhalb der Schranken des für alle geltenden Ge—

setzes° Daß sich "hinter konstanter Textkulisse"
(Köttgen, DVBl 1952, 485, 487) ein starker Bedeu—

tungswandel von der Weimarer ReichsverfaSSung hinüber

zum Bonner Grundgesetz in der Richtung vollzogen

hat, daß die Kirchen und Religionsgemeinschaften

heute dem Staate gegenüber eine Autonomie haben,

die nicht aus seiner Vergebung abgeleitet ist,

steht außer Zweifel (vgl. hierzu außer Köttgen
_aaO, Scheuner, Die institutionellen Garantien des__

GGin Recht, Staat, Wirtschaft, Bd„ 4 (1953) 3° 111
ff; Eggggr_■eber‚ Die Gegenwartslage des Staats—
kirchenrechts in Veröffentlichung der Vereinigung

der Deutschen StaatSrechtslehren, Heft 11, 153,

159 ff; hikat in Bettermann/Nipperdey/Scheuner,

Grundrechte Bd. 4, 1 Halbbd.-S_11o‚ 138 ff; Maunz/

Dürig, GG, Art. 19 Anm. 20}. Wie die Kirche ihren
geistlichen Auftrag versteht, kann nur sie selbst

verbindlich sagen. Aufs engste hängt mit diesem

1
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Lehrverständnis die kirchliche Ämterhoheit zusammen°
,

Ob und in welcher Weise_gcistliche Ämter im Rahmen der

kirchlichen Uremeinsehaft bestehen sollen, insbesondere

unter welchen Voraussetzungen Personen zu Geistlichen

oder Predigern berufen, beschäftigt und abberufen

werden, entscheidet allein die Religionsgcrneinschaft°

In diesem Bereich gibt es kein vom Staat gesetztcs “für

alle geltendes Gesetz” (BGHZ 22, 385, 590), es sei denn,
daß es sich bei dem "für alle geltenden Gesetz“ um

solche Normen elementaren Charakters handelt, die sich

“als Ausprägungen und Regelungen grundsätzlichcr, den

Recht wesentlicher, für unseren sozialen Rechtss eat

unabdingbarer Postulate darstellen (so BGHZ-34, 372,
374 im Anschluß an Sehaunar). Daraus folgt, daß das
Bechteverhältnis zwischen der ReligionSgemeinschaft

und ihren Geistlichen nicht der staatlichen Gesetzge—

bung unterstellt ist und daß kirchliche Maßnahmen, die

den Bestand dieser Rechtsverhältnisse betreffen, —
allenfalls mit Ausnahme eines offenkundigen Nißbreuehs

der Berufung auf kirchliche lehre oder Ordnung (vgl°

BGHZ 22, 390) — der Nachprüfung der staatlichen Gerichts

barkeit entzogen sind, so daß sie weder als rechtswidrig

aufgehoben noch als ungültig behandelt werden können°

Um diesen Bereich handelt es
sich aber im vorliegenden

Falle nicht. Für die Entscheidung der Frage, ob der
Beigcladene R:g:gzwegen seiner Predigertätigkeit der

Versicherungspflicht unterliegt, wird das‘Rechtsver—

hältnis zwischen ihm und der beklagten Gemeinde so,

wie es von den Beteiligten im Rahmen des durch Art 140

GG verbürgten Selhstbestimmungsrechts gestaltet vorden

ist, hingenommen. Es wird nur daraufhin beurteilt, ob

es nach den für alle Staatsbürger geltenden Vorschrif—

-ten des Sozialversicheruhgsrechts außerhalb des kirch—

lichen Raumes bestimmte Rechtsfolgen auslöste° So

wenig die beklécte Gemeinde von sich aus entscheiden

oder durch Vereinbarung mit ihrem Prediger regeln kann,
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ob er nach den staatlichen Steuergesetzen steuer—

pflichtig ist, so wenig kann sie — außer durch Ge—

_staltung des Rechtsverhältnisses selbst — Einfluß

auf die Rechtsfolgen nehmen, die sich nach den

unabdingbaren Vorschriften des Sozielversicherungs—_

rechts ergeben„ Demnach sind die Versicherungsträger

und die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit durch

Art., 140GGi.v.m. Art. 157Abs. 5 '\‘.'RVnicht daran
gehindert zu prüfen, ob die Tätigkeit des Predigers

erzt bei der beklagten Gemeinde entgegen den Vor—

stellungen dieser Beteiligten der Versicherungs—

pflicht unterlegen hat. '

Dabei ist allerdings in vollem Umfange der kon—

kreten Lebenssituation Rechnung zu tragen, die dem

Predigerdienst des Beigeladenen H::::-bei der be—

klagten Gemeinde das Gepräge verliehen hat. Soweit

die auf ihr Verständnis der christlichen Botschaft

gegründete Überzeugung der Beteiligten über die Art

und Weise, wie das Verhältnis zwischen der Gemeinde

und ihrem Prediger zu ordnen ist, in der tatsäch— '

lichen Gestaltung dieses Verhältnisses ihren Aus—

_druck gefunden hat, ist diese der sozialversicherungs—

rechtlichen Beurteilung zugrunde zu legen — wie es

auch sonst im Sozialversicherungsrecht zu geschehen

hat, wenn eine Beschäftigung auf die Versicherungs—

pflicht hin zu prüfen ist°

Die Revision weist in diesem Zurammenhang mit Nach—', "

druck darauf hin, daß das Leben einer Freien evan— „„

gelischen Gemeinde vom Grundsatz der Freiwilligkeitl_

beherrscht sei und daß dies besonders für ihren Pro—

diger gelte, der seinen Dienst in der Gemeinde

nicht wegen des Broterwerbs, sondern aus christlicher
Verantwortung ausübe° Zutreffend bezeichnet die be—

klagte Gemeinde eine solche Beziehung als ein Treue—

verhältnis, in dem eine rechenhafte Invergleichset—

zung der Tätigkeit des Dienstnehmers und der Gegen«JLaw – Gesetze und Urteile
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leistung des Dienstgebers ausgeschlossen ist(: Bei

solchen Treueverhältnissen richtet sich die Höhe der

Leistung des Dienstgebers, wie das von der Revision

angeführte Beispiel des Beamtenverhältnisses zeigt,

in erster Linie nach Qnterhaltsgesichtspunkten, zumal
dann, wenn Dienstverrichtungen rein geistlicher Art

wie Predigt und Seelsorge in Frage stehen, die sich

'jeder Bewertung in Geld entziehen (vgl° Knoll in
Zentralblatt für Reichsversieherung und heichsversor—

gung 1932, 355, 356 f), Dennoch schließt der Alimenta—
tionscharakter solcher Leistungen nicht aus, daß sie

als Entgelt gewertet werden.(aA Knoll, aaO)° Aus—
_

schlaggebend ist für die Beurteilung, daß die für den

Unterhalt des Dienstnehmers bestimmten Bezüge gg_geingg
Dienstes_yillgn gewährt werden° Wie das LSG festge«

stellt hat, bestand bei Beginn der Predigertätigkeit

des Beigeladenen Rig;g-zwischen diesem und dem Vor—

stand der beklagten Gemeinde Einverständnis darüber,

daß die Gemeinde ihrem Prediger nach Maßgabe seines
bescheiden bemessenen Lebei°bedarfs einerseits, ihrer

Leistungsfähigkeit andererseits die notwendigen Mittel

gewähren werde° Die beklagte Gemeinde hat diese Ver—

pflichtung auch erfüllt, indem sie dem Beigeladenen

R::zi eine Dienstwohnung zur Verfügung stellte und
regelmäßig monatlich einen Barbetrag zahlte, dessen

Höhe vom Vorstand der Gemeinde festgelegt wurde° Daß

die Höhe dieser Barleistung nicht vereinbart war (vgl„

5 315 Bürgerliches bresetzbuch —BGB), ist für ihren
Entgeltscharakter unerheblich, wie das LSG zutreffend

festgestellt hat° Ebensowenig ist von Bedeutung, daß

die beklagte Gemeinde diese Leistung aus — zweckgcbun—

denen und nicht zweckgebundeneh
— Spenden der Gemeinde—

glieder erbrachte,
_

Demnach ist der Beigeladene R:::3-geggn_£pjggli bei
der beklagten Gemeinde beschäftigt gewesen°

Auch das weitere zur Begründung der Versicherungs—

pflicht unerläßliche Erfordernis, daß der PredigerJLaw – Gesetze und Urteile
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IR:f:: als Angestellter, d.h. gbhängig beschäftigt
War, ist gegeben, Dem steht nicht entgegen, daß er

nach der Auffassung der beklagten Gemeinde über

die Berufung zu geistlichen Ämtern keine besonde—

ren Rechte und Pflichten hatte, wie sie einem

herausgehobenen geistlichen Stand vorbehalten zu

sein pflegen, sondern einen Dienst als Lebensauf—

gabe verrichtete, wie ihn jedes andere Gemeinde—

mitglied grundsätzlich auch hätte tun können und —
nach dem Vortrag der beklagten Gemeinde — nicht

selten nach Maßgabe der ihm verliehenen Gaben in

beschränktem Umfang auch_verrichtet hat. Ein Mit—
gliedschaftsverhältnis schließt nicht aus, daß

das Mitglied zu seinem Verein — die beklagte Gemein—

de i t ein nicht rechtsfähiger Verein — in die
.besondere Beziehung eines Arbeitnehmers tritt (vgl.

Trieschmann in der Anmerkung zum Urteil des BAG

vom 18„2.1956 in BAB1 1956, 270 f und Urteil des
erkennenden Senats vom 20. Dezember 1961

— 3 BK

65/57 —). Alleinige Vorau$setzung hierfür ist,
daß auch in diesem Falle so wie in den Fällen, in

denen ein Dienstverhältnis ohne Verbindung mit einem

Mitgliedschaftsverhältnis besteht, die Merkmale

eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses vor—
liegen. '

Nach der feststehenden Recht8prechung des Senats

ist wesentliches Merkmal für das Verliegen eines
labhängigen Beschäftigungsverhältnisses die 9er;én—

liche Abhängigkeit (vgl° zuletzt BSG 13, 130, 132;

13, 196, 201; 15, 65, 69)° Sie äußert sich vornehm—
lich in der Eingliederung des Arbeitenden in einen

Betrieb (oder eine Verwaltung), womit in aller he—

gel das Direktionsrecht des Arbeitgebers verbunden

ist, Hierfür wiederum ist maßgebliches Kriterium,
ob der Dienstnehmer, wie der Senat in Anlehnung an

84 abs. 1 Satz 2 des Händelsgesetzbuche$ (HGB)(/
_7

;
Q

.)

usgesprochen hat (BSG 13, 201), im wesentlichenJLaw – Gesetze und Urteile
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frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit

bestimmen kann, oder ob er einem “Zeit, Dauer, Ort

und Art der Ausführung" umfassenden Weisungsrecht

unterliegt (BSG 15, 202 unter Hinweis auf BGHZ 1o,

190). Allerdings kann dies Weisungsgebundenheit —

insbesondere bei "Diensten höherer Mr (% 622 ;) —,
was die Ausführung der Arbeit betriff aufs stä ste

eingeschränkt sei; denn es gibt Arbei mserhaltn1sc,

bei denen, wie das Bundesarbeits gerich nt zutreffend

ausführt ("Chefarzt—Urteil" vom 27 7. M9 1 — 2 AZR

255/60
— in Sammlung Arbeitsrechtlichcr Entscheidunge

1962, 86 mit zustimmender Anmerkung von Herschel und

Arbeitsrechtliche Praxis, @ 611 BGB — Ärzte, Gehalts—

ansprüché —Nr° 24 mit zustimmender Anmerkung von '
Molitor), dem Arbeitgeber eine Einflußnähme auf die

sachliche Ausübung der Tätigkeit des Arbeitnehmers

rechtlich versagt ist° Trotzdem Lann die Dienstleistung

eines solchen Arbeitnehmers fremdbestimmt sein, wenn

sie ihr Gepräge von der Ordnung des Betriebes oder
der Gemeinschaft erhält, in deren Dienst die Arbeit

verrichtet wird° Nach Auffassung des Senats kann das

für das abhängige Beschäftigungsverhältnis allein

charakteristische 9999999_999_999999999999-99h99999999:
in Grenzfällen sowohl durch die Eingliederung in einen

Betrieb — Verwaltung, Haushalt —
(vgl° Nikisch, ArbR

3„ Auflo Bd° I S„ 95 ff und Molitor, Recht der Arbeit

1959, 2 ff) als auch — beim Fehlen eines Betriebes

oder einer Verwaltung — allein durch Weisungsgebunden—

heit gekennzeichnet sein (vgl° Hueck in Hucckéhipper—

dey, Lehrbuch des ArbR 6. Aufl° Bd. I S° 39 ff), wenn
auch in aller Regel beide miteinander Verbunden sind„
Ist das eine der soziologische Grundsachverhalt, s
ist das andere die typische Ausdrucksform und Folge

dieses Verhältnisses° Je weni er allerdings das Di—

rektionsrecht des Arbeitgebers in Gestalt ausdrück—

licher Weisungen in Erscheinung tritt, je mehr der

Arbeitnehmer bei der Gestaltung seiner Arbeit auf

sich selbst gestellt ist, um so größeres GewichtJLaw – Gesetze und Urteile
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erhält das Merkmal der Eingliederung in einen

übergeordneten Organismus für die Abgrenzung

zwischen abhängig geleisteter Arbeit und selbständig

verrichteten Diensten; Die Weisungsgebundenheit

des Arbeitnehmers verfeinert sich in einem sol—

chen Fall zur funktionsgerechten, dienenden Teil—

habe am Arbeitsprozeß.

\
. \ „

Im vorliegenden Rechtsstreit ist entscheidend
die Eingliederung des Predigers in einen Organis—

mus, dessen Zweckbestimmung und Ordnung seine

Stellung als dienendes Glied der Gemeinde be—

stimmt. Der Prediger R3;;5-hatte zwar keine Vor—

gesetzten oder “Oberen", da es weder in der be—

vklagten Gemeinde noch in dem Bund freier evange—
lisoher Gemeinden nach der ihnen eigentümlichen

Vesensstruktur eine‘H■äarchie gibt. Dessenunge—

achtet war sein Aufgabengebiet als Prediger in

der beklagten Gemeinde klar abgegrenzt und ihm
‘

auch — nicht zuletzt auf Grund seiner mehrjährigenü;i

Ausbildung auf der Predigerschule des Bundes

Freier evangelischer üemeinden — wohlbekannt. Es

bedurfte keiner Weisungen eines "konkreten Prinzi—

pals", um dem Drediger Reg::‘vorzuschreiben‚ was

er zu tun oder zu lassen hatte; denn nach Übung

und Herkommen stand sowohl für die beklagte Ge—

meinde als-auch den Beigeladenen R:::: im wesent—

lichen fest, was das Amt eines Predigers bei der

Beklagten als einer besonderen Born kirchlicher

Gemeinschaft an Dienstleistungen erforderte. Der-

das Gemeindeleben beherrSchende freiheitliche

Grundgedanke.hatte zwar auch das Dienstverhältnis

‚des BeigeladGnen H::zé-insofern geprägt, als ihm

nicht im einzelnen vorgeschrieben wurde‚ wie er
Gottesdienst, Seelsorge und andere Aufgaben seines-

Predigeramts zu gestalten hatte. Auch sonst wies
‘das Arbeitsverhälthis des Predigers :::: weniger

rechtliche Bindungen —zB in der Frage des UrlaubsJLaw – Gesetze und Urteile
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und der Beendigung des Dienstverhälthisses
— auf, als

sie üblicherweise bei abhängigen Beschäftigungsver—'F’l

hältnissen vorliegen, Diese Besonderheiten, die sich

aus der Eigenart der Lebensordnung ergeben, in die

f“LffRfffi-gestellt hatte, ließen aber den für die
Kennzeichnung seines Beschäftigungsverhältnisses aus—
schlaggebenden Umstand unberührt, daß er nämlich im
wesentlichen seine volle Arbeitskraft im Dienst der

beklagten Gemeinde zur Durchführung von Aufgaben ein—

zusetzen hatte, die ihm vorgegeben waren und bei

denen ihm ein selbstverantwortliches Ermessen nur für
die Durchführung im einzelnen eingeräumt war°

Zu Unrecht sieht die beklagte Gemeinde in der Wertung-

des Dienstverhältnisses ihres Predigers B=e:= als

eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses eine Be—
einträchtigung der brüderlichen Zusammenarbeit, auf

die sie das Verhältnis eines Predigers zu seiner Ge—

meinde abgestellt wissenwill° Daß die hechtsordnung

ein Dienstverhältnis nach seinen tatsächlichen Merk—

malen els abhängiges Beschäftigungsverhälthis beur—
teilt, schließt nicht aus, daß die Beteiligten sich

für ihr Zusammenwirken auch nach Maßstäben richten,

die außerhalb der Rechtsordnung liegen und die ver—
_

gleiehsweise bescheidenen Rechte und Pflichten aus dem

rechtliCh geordneten Dienstverhältnis durch möglicher—

weise weit stärker«wirkende Bindungen weltanschauli—

cher und ethischer Art vertiefen und ergänzenc

Der nach alledem berechtigte Schluß, daß der Predigeri

R:::: in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis zur
beklagten Gemeinde stand, wird auch durch die Iatsaché_

gestützt, daß die Finanzbehörden die Prediger der ‘ ':

Freien evangelischen Gemeinden als lohnsteuerpflich—

tig behandeln, Zwar ist die Frage, ob Arbeit in ab—
hängiger Stellung geleistet wird, nach Sozialversi—

)cherungsrecht, nicht nach Iohnsteucrrecht zu beurtei—

len (BSG 15, 65, 69)„ Da der für_die Frage der f ;
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Versicherungspflicht und der Lohnsteuerpflicht maß—

gebende Begriff des Arbeitsverhältnigses aber grund— iii

sätzlich der gleiche ist (vgl. Bogs in BABl 1962,
369 unter Keil 1, Abschn. I A), ist es immerhin auf—

schlußreich und als Indiz_für das Vorliegen eines
entgeltlichen‘Beschäftigungsverhältnisses zu werten,■ e

daß auch im Lohnsteuerrecht das Dienstverhältnis des l

‚Predigers einer Freien evangelischen Gemeinde als

abhängiges Dienstverhältnis beurteilt uird.

- Demnach erweist sich das angefochtene Urteil als

zutreffend. Die Revision der beklagten GemeindeiSt
als unbegründet zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 Abs. 1 und
4 SGG.
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